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Die Umsetzung des Lehrplans 21 
stockt: Die Baselbieter Regierung hat 
das monumentale über 500-seitige 
Werk zurückgewiesen. Zehn zum 

Teil fundamentale Änderungen ver­
langt sie - ansonsten könne der Lehr­
plan im Landkanton nicht eingeführt 
werden. Kurz nach der Rückweisung 
schickte Bildungsdirektor Urs Wüth­
rich einen Brief an die Schulleitun­
gen, sie sollten die Umsetzungsarbei­
ten trotzdem unverändert und ohne 
zeitlichen Verzug weiterführen. Bil­
dungspolitiker runzelten die Stirn: 
Warum sollte er ausgerechnet nach 
dieser substanziellen Kritik auf die 
Umsetzung drängen? 

Herr Wüthrich, letzten Donnerstag 
publizierte die bz einen Artikel 
über die parlamentarische Initiati­
ve, welche gegen die 2015 geplante 
Einführung des Lehrplans 21 im 
Landkanton eingereicht werden 
soll. Über einzelne Aussagen der 
Lehrplan-Kritiker waren Sie nicht 
erfreut. 
Urs Wüthrich: Ich stelle einen deut­
lichen Kontrast fest: auf der einen 
Seite die Schulrealität, wo mit hoher 
Professionalität anspruchsvolle Pla­
nungs-, Vorbereitungs- und Umset­
zungsarbeiten der Bildungsharmoni­
sierung geleistet werden. Auf der 
andern Seite die meist ohne substan­
zielle Begründung verbreitete Pole­
mik gegen diese unverzichtbaren 
Entwiddungsschritte. Besonders eine 
Aussage ist absolut absurd. FDP-Land­
rat Michael Herrmann behauptet wi­
der besseren Wissens, dass die Rück­
weisung des Lehrplans 21 im 
Regierungsrat gegen meinen Willen 
erfolgt sei. An der gemeinsamen Sit­
zung der landrätlichen Bildungskom­
mission und dem Bildungsrat vom 
20. November konnte Herr Herr­
mann alle Kritikpunkte, die meinen 
Rückweisungsantrag begründen, zur 

Kenntnis nehmen. Der Regierungsbe­
schluss bringt klar zum Ausdruck, 
dass meine Position ohne Änderun­
gen übernommen wurde. Bereits am 
Schulleiterforum im November habe 
ich in Aussicht gestellt, dass ich un­
sere Kritikpunkte im Rahmen eines 
Rückweisungsantrags deponieren 
wollte. Es ist also haltlos, wenn nun 
jemand behauptet, dass die Regie­
rung gegen meinen Willen ein Nein 
durchgesetzt hat. 

Es waren aber nicht die einzigen 
Bildungspolitiker, die darüber sag­
ten, dass Sie beim Thema Lehrplan 
21 innerhalb der Regierung isoliert 
sind. Wie erldären Sie das? 
Ich erlebe eine widersprüchliche Si­
tuation. Ursprünglich war der Kanton 
die Speerspitze der Bildungsharmoni­
sierung. 2002 verabschiedete der 
Landrat eine Standesinitiative mit der 
Forderung einer deutlich weiterge­
henden Bildungsharmonisierung als 
dem jetzigen Harmos-Konkordat. In 
der parlamentarischen Beratung erle­
ben wir von der politischen Seite im­
mer wieder Obstruktion, obwohl wir 
nach dem Motto «Sorgfalt vor Tempo>> 

Urs Wüthrich hat keine Angst vor zweiter Harmos-Abstimmung. ARCHIV/JUN 

vorgehen. Konkretes Beispiel ist die 
Verschiebung des Starts des Fremd­
sprachenkonzepts um ein Jahr. Wir 
nehmen uns auch viel Zeit, wenn es 
um die Klärung der Rahmenbedingun­
gen der integrativen Schu1e geht. 
Wichtig sind uns auch Kommunika­
tion und der Einbezug der Schillen. 
Ich kenne keine Skandalmeldung aus 
unserem Kanton. 

Aus der Luft gegriffen scheint der 
Verdacht aber nicht, dass Sie der 
"Lehrplan-Turbo» im Regierungsrat 
sind. Ein paar Wochen nach Ihrer 
fundamentalen Kritil{ am Lehrplan 

haben Sie den Schulen einen Brief 
geschrieben. Sie sollten am Ziel fest­
halten, 2015 gerüstet zu sein. 
In diesem Brief habe ich auf die 
Rückmeldungen einiger Schulleitun­
gen reagiert, die sich fragten, was die 
Rückweisung einer Vernehmlassung 
bedeutet. Ich habe klargestellt, dass 
die Vorbereitungen jetzt nicht ge­
stoppt werden können. Es ist nun 
auch nicht so, dass ich bei der Umset­
zung Gas gebe, wie es im Artikel 
heisst. Aber wenn jemand wegen ei­
nes Missverständnisses die Hand­
bremse angezogen hat, fordere ich 
ihn auf, diese zu lösen. 

Der Lehrervereins-Präsident Micha­
el Weiss hält die Einführung vor 
2017/2018 für unrealistisch. 
Ich habe den Eindruck, dass die Leh­
rer es als wichtig empfinden, dass 
man am Einführungsjahr festhält. 
Das Schlimmste ist Verunsicherung. 
Die Stundentafel, die mit Basel-Stadt 
koordiniert ist, wurde ja schon fest­
gelegt. Eine Zwischenlösung, wenn 
der Lehrplan 21 nicht kommen soll­
te, wäre für mich ein Notfallszena­
rio: Ich will den Druck auf die 
Deutschschweizer Erziehungsdirek­
torenkonferenz (D-EDK) aufrechter­
halten. Sie sollen die Allpassungen 
so schnell vornehmen, dass am Ein­
führungstermirr festgehalten wer­
den kann. 

Demnach politisiert der Lehrerver­
einspräsident an der Realität vor­
bei. 
Ich bin daran, die Zusammenarbeit 
mit dem neuen Präsidenten zu entwi­
dceln. Er muss entscheiden, welche 
Politik er verfolgen will: Ob es sein 
Ziel ist, die Interessen der Mitglieder 
zu vertreten und gute Bedingungen 
durchzusetzen, oder ob er seine 
Hauptfunktion darauf beschränken 
will, die Bildungsdirektion zu be­
schimpfen. Gerade der Lehrerverein 
hat ja allen Grund, mit der Bildungsdi-

«Gerade der Baselbie­
ter Lehrerverein hat ja 
allen Grund, mit der Bil­
dungsdirektion zufrie­
den zu sein.» 

rektion zufrieden zu sein. Wir haben 
ja in unserer Vernehmlassung die Kri­
tikpunkte des Verbandes am Lehrplan 
aufgenommen. 

Wie können Sie denn im Hinblick 
auf die Umsetzung des Lehrplans 
genügend Druck erzeugen? 
Schwierig wäre es, wenn das Basel­
biet mit seiner Haltung alleine daste­
hen würde. Unsere Kritikpunlcte wer­
den aber von vielen anderen 
Kantonen mitgetragen. Mit diesen 
Verbündeten können wir erfolgreich 
Druck ausüben. 

Jetzt steht sogar noch die Idee ei­
ner Vollßinitiative im Raum. Das 
Baselbiet soll wieder aus dem Har­
rnos-Konkordat aussteigen. Macht 
Ihnen diese Initiative Angst? 
Ich rechne mit einer anspruchsvol­
len Auseinandersetzung. Aber ich 
habe die Erfahrung gemacht, dass 
der Stimmbürger zwischen Polemik 
und bildungspolitischen Inhalten 
unterscheiden kann. Das Bild, das 
wir mit einem Ausstieg gegen aus­
sen abgeben würden, wäre katastro­
phaL Alleine der Gedanke ist ab­
surd: Für knapp 280 000 
Einwohnern eine eigene Bildungs­
landschaft zu entwerfen, wider­
spricht jeglicher Vernunft. Man stel­
le sich den Aufwand vor, die 
Übernahme der Sekundarschulen 
rückgängig zu machen. 
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Sechs Monate 
Probezeit für 
Liestaler Personal 
Einwohnerrat Bei der Teilrevision 
des Liestaler Personalreglements gab 
gestern Abend im Einwohnerrat ei­
gentlich nur ein Punlct zu reden: Soll 
bei neu angestelltem Personal die 
Probezeit wie bisher sechs Monate 
dauern oder soll die Regelung des 
Kantons mit drei Monaten übernom­
men werden? Stadtrat und vorbera­
tende Kommission plädierten für die 
längere Probezeit. Stadtpräsident Lu­
kas Ott (Grüne) griff zur leicht abge­
änderten Lebensweisheit «Darum 
prüfe, wer sich binde>> und argumen­
tierte, dass Arbeitgeber- und Arbeit­
nehmerseite eine echte Chance ha­
ben sollen, um zu sehen, ob das Ar­
beitsverhältnis stimme. Dazu seien 
drei Monate zu kurz. Das Gegenstück 
sei ein grasszügigerer Kündigungs­
schutz als beim Kanton. 

Patrick Mägli stellte namens der 
allerdings nicht geeinten SP den An­
trag, die Probezeit in der Regel auf 
drei Monate festzulegen, wie es im 
Privatrecht schon seit 25 Jahren und 
auch bei den meisten öffentlich­
rechtlichen Arbeitsverhältnissen 
gelte. Er fragte: «Wieso muss ausge­
rechnet Liestal eine Ausnahme ma­
chen? Sind die Vorgesetzten hier we­
niger fahig, neue Angestellte zu be­
urteilen?>> Doch der Einwohnerrat 
entschied sich mit 25 gegen 9 Stim­
men für die längere Probezeit. Die 
ganze Vorlage, die unter anderem 
das Pensionierungsalter für das Lies­
taler Personal ab 2015 von 64 auf 65 
Jahre erhöht, passierte danach ein­
stimmig. 

Lift auf Südseite des Bahnhofs 
Einmal mehr gaben im Parlament 

auch Verkehrsfragen zu reden. Dabei 
gelang es Jürg Holirrger (Grüne) für 
einmal, mit seinem kritischen Vo­
tum zum Providurium der Parkplätze 
auf dem Brodtbeck-Areal im Mühle­
mattquartier alle Fraletionen hinter 
sich zu scharen. Er bemängelte, dass 
die Parkplätze, die nur als Ersatz 
während der Bauzeit der H 2 gedacht 
waren, jetzt bestehen bleiben, bis das 
neue Parkhaus der Elektra Baselland 
gebaut ist. Weiter musste der Rat zur 

Kenntnis nehmen, dass die Sanie­
rung der Umfahrungsstrasse Liestal 
mit einem allfalligen neuen Zent­
rumsanschluss frühstens ab 2019 in 
Angriff genommen wird. Nach der 
abgelehnten Erhöhung der Auto­
bahnvignette ist die Finanzierung 
des je nach Ausbau auf 100 bis 160 
Millionen Franken geschätzten Vor­
habens unldar. 

Ein Züdcerchen hielt Stadtrat Pe­
ter Rohrbach (parteilos) dafür für die 
Bewohner des Oris-Quartiers, allen 
voran für die gehbehinderten, bereit: 
Um die Zugänglichkeit des Bahnhofs 
und des Stedtlis für Fussgänger von 
Süden her zu verbessern gebe es ei­
nen Lift. Im Mai will Rohrbach die 
_Details dazu liefern. IHI) 

Was ändert sich mit der Wohneigentumsförderlnitiative? 
Abstimmung Das Baselbiet 
stimmt erneut über Wohnbau­
förderung ab. Was wäre bei ei­
nem Ja zur Initiative neu? 

VON DANIEL HALLER 

1 WIE FÖRDERT DER KANTON 
HEUTE DEN WOHNUNGSBAU? 

Nach dem eidgenössischen Nein 
des Volles zum steuerbegünstigten 
Bausparen im Jahr 2012 können Ba­
selbieter ihre Einzahlungen auf ein 
Bausparkonto nicht mehr von der 
Einkommenssteuer abziehen. Die Ba­
selbieter Bausparprämien entrichtet 
der Kanton jedoch weiterhin. 

2 WIE FU�KTIONIERT DIE BAU­
SPARPRAMIE? 

Banken gewähren einen höheren 
Zins auf Bausparkonti, beispielsweise 

die BLKB 0,25 Prozent. Nimmt der 
künftige Eigentümer die Hypothek 
bei der gleichen Bank, gibts eine wei­
tere Prämie. Der Kanton verdoppelt 
diese Sonderkonditionen mit maxi­
mal 20 000 Franken. Seit Ende 1991 
hat der Kanton so 1011 Prämien aus­
gerichtet, im Schnitt 9355 Franlcen. 

3 WOI-!.ER NIMMT DER KANTON 
DAFUR DAS GELD? 

Seit 1942 wurden Förderprogram­
me aufgelegt, etwa für Elektrifizie­
rung, kinderreiche Familien, Alters­
wohnungen oder Anschluss an die 
Kanalisation. Da sie als Arbeitsbe­
schaffungsmassnahme galten, ist die 
Wohnbauförderung dem Kiga ange­
gliedert. Insgesamt wurden aus Bun­
des-, Kantons- und Gemeindemitteln 
rund 120 Millionen Franken ausge­
schüttet. Diese Mittel müssen die Be­
günstigten zurückzahlen, wenn sie 

die Subventionsbedingungen nicht 
mehr erfüllen. Die Rückzahlungen 
fliessen seit 1971 in den Wohnbau­
förderungsfonds. 

4 WIE LANGE 
FONDS NOCH? 

REICHT DER 

Derzeit enthält der Fonds gernäss 
Auskunft von Daniel Bühler, Leiter 
Wohnbauförderung, 44,5 Millionen 
Franken. An weiteren Rückzahlun­
gen sind noch maximal 2 Millionen 
Franken zu erwarten. Bisher fliessen 
für Bausparprämien, kantonale Zu­
satzverbilligungen zur Redulction 
von Mietzinsbelastungen und die im 
Mai vorläufig auslaufende Förderung 
des gemeinnützigen Wohnungsbaus 
jährlich 0,5 Millionen ab. Das Kiga 
hat den Auftrag, für die Förderung 
des gemeinnützigen Wohnungsbaus 
eine Fortsetzung zu erarbeiten und 
dabei Alterswohnungen mit zu be-

rücksichtigen. Somit werden nach 
Einschätzung Bühlers auch bei ei­
nem Nein zur Initiative mehr Mittel 
aus dem Fonds abfliessen. «Wie lange 
es geht, bis er leer ist, hängt von ver­
schiedenen Paletoren ab und lässt 
sich nicht eindeutig beantworten.>> 

5 WAS ÄNDERT SICH BEl EINEM 
JA ZUR INITIATIVE? 

Die Initiative will neben dem Bau­
sparen für Wohneigentum neu Bau­
sparen für energetische Sanierungen 
einführen. Die Initianten argumen­
tieren, der Fonds werde sich nicht 
leeren, da man die Fördermittel ver­
steuern müsse und diese Steuern in 
den Fonds fliessen könnten. Dies gilt 
aber nur für Neubauten, denn für 
Energiesanierung können die Kosten 
von den Steuern abgezogen werden. 
Zudem fliesst nur ein Bruchteil einer 
Subvention als Steuern zurück in die 

Staatskasse. Diese Idee kann also 
rechnerisch das durch die Initiative 
beschleunigte Leeren des Fonds nur 
verzögern. Dem hält HEV-Präsident 
Markus Meier entgegen, dass bereits 
das Baselbieter Energiepaket Investi­
tionen von 120 Millionen Franlcen im 
Jahr auslöse. Also würde durch ein 
zusätzliches Stirnclans weiteres Steu­
ersubstrat erzeugt. Der Mechanis­
mus, wie das Geld aus dem Steuer- in 
den Fördertopf wandern soll, müsse 
nach einem Ja erarbeitet werden. 

6 WIRD EINE PARALLELE ZUM 
ENERGIEPAKET GESCHAFFEN? 

Diese Frage werfen vor allem Kriti­
ker der Initiative, unter anderem die 
Handelskammer, auf. Meyer antwor­
tet, beim Energiepalcet gehe es um 
Zuschüsse zu Sanierungen, mit der 
Initiative werde die Eigenkapitalbil­
dung für solche Projekte gefördert. 




